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Beschluss des 22. Senats vom 2. Juli 2014 

(VG München, Entscheidung vom 19. Mai 2014, Az.: M 16 S 14.1782)  

 





22 CS 14.1186 

M 16 S 14.1782 

G r o ß e s  

S t a a t s w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

In der Verwaltungsstreitsache 

*** ********* ** *** ******************* ****, 

********* ***** *** ***************, 

*******. **, ***** *******, 

 - *************** - 

 

**************: 

************* ****** & ****, 

***********. ** *, ***** *******, 

 

gegen 

 

Landeshauptstadt München, 

vertreten durch den Oberbürgermeister, 

Kreisverwaltungsreferat HA I, 

Ruppertstr. 19, 80466 München, 

 - Antragsgegnerin - 

 

wegen 

 

Widerrufs der Gaststättenerlaubnis (Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO); 

hier: Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Bayerischen 

Verwaltungsgerichts München vom 19. Mai 2014, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 22. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Schenk, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Demling, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Dietz 

 

ohne mündliche Verhandlung am 2. Juli 2014 
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folgenden 

 

Beschluss: 

 

 I. Der Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichts München vom 

19. Mai 2014 wird in Ziffern I. und II. geändert. Der Antrag wird 

abgelehnt.  

 

 II. Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens in beiden 

Rechtszügen. 

 

 III. Der Streitwert wird für das Beschwerdeverfahren auf 22.500 Euro 

festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Die Antragstellerin wendet sich gegen die Anordnung des Sofortvollzugs des Wider-

rufs einer ihr erteilten gaststättenrechtlichen Erlaubnis durch die Antragsgegnerin. 

 

Die Antragstellerin ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung und Inhaberin u.a. 

einer gaststättenrechtlichen Erlaubnis zum Betrieb einer Schank- und Speisewirt-

schaft (Bescheide vom 23.11.1994 und 6.7.1999). Der – neben seiner seit 13. März 

2014 als weitere alleinvertretungsberechtigte Geschäftsführerin eingesetzten Toch-

ter – seit Betriebsbeginn alleinvertretungsberechtigte Geschäftsführer ist einziger 

Gesellschafter der Antragstellerin. Er wurde mit Urteil vom 28. März 2014 wegen 

Steuerhinterziehung in 36 Fällen zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und zehn 

Monaten auf Bewährung und zusätzlich zu einer Geldstrafe von 300 Tagessätzen zu 

je 1.900 Euro verurteilt (Behördenakte, Bl. 404 ff.). Er hatte im Betrieb der Antrag-

stellerin sowie in einem weiteren von ihm geführten Betrieb Steuern dadurch hinter-

zogen, dass er teils Privataufwand zu Unrecht als Betriebsausgaben in Abzug ge-

bracht, teils Waren und den damit erzielten Umsatz nicht oder nur teilweise verbucht 

und die resultierenden Gewinne nicht ordnungsgemäß versteuert hatte. Der verur-

sachte Schaden beträgt nach den strafgerichtlichen Feststellungen rund 1,1 Mio. 
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Euro an hinterzogener Umsatzsteuer, Körperschaftssteuer, Gewerbesteuer und Ein-

kommensteuer (Behördenakte, Bl. 438 f.).  

 

Mit Bescheid vom 23. April 2014 widerrief die Antragsgegnerin die erteilte gaststät-

tenrechtliche Erlaubnis (Nr. 1 des Bescheids), verfügte die Einstellung des Gaststät-

tenbetriebs unter Setzung einer Abwicklungsfrist bis zum 1. Juni 2014 (Nr. 2), ord-

nete die sofortige Vollziehung der Nrn. 1 und 2 an (Nr. 3) und drohte ein Zwangsgeld 

in Höhe von 45.000 Euro an (Nr. 4). Die gaststättenrechtliche Erlaubnis sei zu wider-

rufen, weil der Geschäftsführer in Folge seiner jahrelangen Steuerhinterziehung nicht 

mehr die erforderliche gewerberechtliche Zuverlässigkeit besitze. Ein vor dem zu 

Grunde gelegten Steuerstrafverfahren eingeleitetes weiteres Ermittlungsverfahren 

betreffend Steuerhinterziehungen aus den Jahren 2001, 2002 und 2004 sei gegen 

Zahlung von 100.000 Euro eingestellt worden. Zudem seien im Gewerbezentral-

register drei Bußgeldbescheide wegen erheblicher Verstöße gegen lebensmittelhy-

gienische Vorschriften in vom Geschäftsführer geführten Betrieben verzeichnet. Dar-

über hinaus sei es im Betrieb der Antragstellerin über Jahre hinweg zu verschiede-

nen gaststätten- und gewerberechtlichen Verstößen u.a. des unerlaubten Betriebs 

einer Freischankfläche, ruhestörenden Lärms und Unterschanks gekommen. In der 

Gesamtschau sei der Geschäftsführer daher gaststättenrechtlich unzuverlässig, so 

dass auch die Unzuverlässigkeit der Antragstellerin gegeben sei, weil bei der Beur-

teilung der Zuverlässigkeit der juristischen Person auf das Verhalten ihrer gesetzli-

chen Vertreter abzustellen sei. Die Einsetzung der Tochter des Geschäftsführers als 

weitere einzelvertretungsberechtigte Geschäftsführerin stehe dem nicht entgegen, da 

im vorliegenden Fall bereits die Unzuverlässigkeit des seit Betriebsbeginn tätigen 

Geschäftsführers die Unzuverlässigkeit der vertretenen juristischen Person begrün-

de. Die Anordnung des Sofortvollzugs sei unter Berücksichtigung der persönlichen 

und betrieblichen Belange der Antragstellerin im überwiegenden öffentlichen Inter-

esse gerechtfertigt. Es gehe darum, zu verhindern, dass sich das Fehlverhalten der 

Antragstellerin auch während des Hauptsacheverfahrens fortsetze.  

 

Die Antragstellerin hat gegen den Bescheid vom 23. April 2014 Klage erhoben, über 

die noch nicht entschieden worden ist. Auf ihren Antrag hin hat das Verwaltungsge-

richt mit Beschluss vom 19. Mai 2014 die aufschiebende Wirkung ihrer Anfechtungs-

klage wiederhergestellt bzw. angeordnet. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung 

des Widerrufs der Gaststättenerlaubnis sei als Präventivmaßnahme nur gerechtfer-

tigt, wenn die begründete Besorgnis bestehe, dass der unzuverlässige Gastwirt ei-
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nen der berechtigten Belange der Allgemeinheit dadurch weiterhin erheblich gefähr-

de, dass er sein Fehlverhalten im Anschluss an den behördlichen Widerruf seiner 

Gaststättenerlaubnis auch während des Hauptsacheverfahrens noch fortsetze. Eine 

solche negative Prognose sei hier jedoch nicht zu treffen. Es sei vielmehr davon aus-

zugehen, dass es während des Laufs des Hauptsacheverfahrens nicht zu solchen 

Gefährdungen kommen werde. Auch wenn das Wohlverhalten des Geschäftsführers 

unter dem Druck des Strafverfahrens zu sehen und nicht von einer grundlegenden 

Verhaltensänderung getragen sei, sei nicht nachzuvollziehen, warum dieses Wohl-

verhalten nicht in einem schwebenden Verfahren über den Erlaubniswiderruf zu er-

warten sei, zumal der Geschäftsführer im Falle der Begehung weiterer Straftaten mit 

der Vollstreckung der zur Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafe zu rechnen habe. 

Zudem habe die Antragstellerin glaubhaft vorgetragen, zur Sicherstellung einer ord-

nungsgemäßen Betriebsführung die vollständige Erfassung des Umsatzes aus dem 

Verkauf von Bier im Kassensystem und die Führung handschriftlicher Bestandslisten 

über den Ein- und Verkauf eingeführt zu haben. 

 

Die Antragsgegnerin hat Beschwerde eingelegt. Zur Begründung führt sie aus, ein 

Eingriff in die Berufsfreiheit der Antragstellerin liege nicht vor, da diese fortbestehen 

und ihren Betrieb fortführen könne, wenn sie den unzuverlässigen Geschäftsführer 

abberufe. Selbst bei einem Eingriff in die Berufsfreiheit seien überwiegende öffentli-

che Vollzugsinteressen gegeben, weil die weitere Berufstätigkeit des Geschäftsfüh-

rers während der Dauer des Rechtsstreits konkrete Gefahren für wichtige Gemein-

schaftsgüter befürchten lasse. Der Geschäftsführer habe über Jahre hinweg Steuern 

hinterzogen und sei zuvor einschlägig auffällig geworden, weil ein Steuerstrafverfah-

ren nur gegen Zahlung einer Geldauflage von 100.000 Euro eingestellt worden sei. 

Zudem sei die Schutzbedürftigkeit der Allgemeinheit beim Widerruf einer Gaststätten-

erlaubnis nach § 15 Abs. 2 GastG größer als bei einer Gewerbeuntersagung nach 

§ 35 Abs. 1 GewO. Die Compliance-Maßnahmen der Antragstellerin änderten an 

dieser Prognose nichts, denn sie versagten auf der Ebene der Geschäftsführung. 

Das Wohlverhalten sei allein taktisch motiviert und nicht von Einsicht und Umkehr ge-

prägt; die Maßnahmen seien zum maßgeblichen Entscheidungspunkt teilweise noch 

nicht umgesetzt und offensichtlich ungeeignet.  

 

Die Antragstellerin beantragt die Zurückweisung der Beschwerde. Es handele sich 

um einen Eingriff in die Berufsfreiheit der Antragstellerin, der nicht gerechtfertigt sei, 

weil die von der Antragsgegnerin benannten Gefahren für die Allgemeinheit jeden-
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falls nicht für die Dauer des Hauptsacheverfahrens vorlägen. Die Antragstellerin kön-

ne den Geschäftsführer nicht abberufen, da dieser zugleich ihr Alleingesellschafter 

sei. Die Compliance-Maßnahmen würden die von der Antragsgegnerin befürchteten 

Gefahren ausschließen. Das Steuerstrafverfahren für die Jahre 2001, 2002 und 2004 

könne dem Vorwurf der Unzuverlässigkeit nicht zugrunde gelegt werden, weil die 

darin behaupteten Tatsachen nicht bewiesen seien. Etwaige lebensmittelrechtliche 

Verstöße rechtfertigten für sich genommen nicht den Vorwurf der Unzuverlässigkeit. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf die Gerichts- und die 

beigezogenen Behördenakten. 

 

 

II. 

 

Die Beschwerde ist begründet. Die Darlegungen der Antragsgegnerin im Beschwer-

deverfahren erfordern es, den angefochtenen Beschluss zu ändern. Das öffentliche 

Interesse an der sofortigen Vollziehbarkeit von Ziffern 1 und 2 des Bescheids vom 

23. April 2014 überwiegt das Aufschubinteresse der Antragstellerin, weil die Erfolgs-

aussichten der Anfechtungsklage gering sind und nach der für die Anordnung des 

Sofortvollzugs erforderlichen Prognose für die Dauer des Klageverfahrens bis zum 

Eintritt der Rechtskraft derzeit die Gefahr nicht hinreichend gemindert ist, dass es zu 

weiteren erheblichen Rechtsverstößen des Geschäftsführers der Antragstellerin 

kommt.  

 

1. Der von der Antragsgegnerin ausgesprochene Widerruf der Gaststättenerlaubnis 

der Antragstellerin nach § 15 Abs. 2 GastG wegen gaststättenrechtlicher Unzuverläs-

sigkeit des seit Betriebsbeginn tätigen alleinvertretungsberechtigten Geschäftsfüh-

rers wird sich im Hauptsacheverfahren aller Wahrscheinlichkeit nach als gerechtfer-

tigt erweisen.  

 

Die von der Antragsgegnerin dem Widerruf nach § 15 Abs. 2 i.V.m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 

Satz 1 GastG zum für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage maßgeblichen Zeit-

punkt des Erlasses des Widerrufsbescheids (vgl. BVerwG, U.v. 28.7.1978 – 1 C 

43.75 – BVerwGE 56, 205/208; BayVGH, B.v. 1.10.2012 – 22 ZB 12.787 – Rn. 18) 

u.a. zu Grunde gelegten steuerstrafrechtlichen Verfehlungen des Geschäftsführers 

sind gewerbebezogen und nach Art und Dauer sowie angerichtetem Schaden von 
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besonders großem Gewicht (zur Bewertung NdsOVG, B.v. 8.6.2005 – 7 PA 88/05 – 

GewArch 2005, 388). Auch die weiteren durch Strafbefehle oder Bußgeldbescheide 

geahndeten Delikte des Geschäftsführers im Betrieb der Antragstellerin stützen die 

Annahme ihrer gaststättenrechtlichen Unzuverlässigkeit. Die zum Zeitpunkt des 

Bescheidserlasses (Zustellung des Bescheids am 23.4.2014) anzustellende Progno-

se über die zukünftige Zuverlässigkeit der Antragstellerin dürfte sich weder durch die 

bis zu diesem Zeitpunkt ergriffenen Compliance-Maßnahmen noch dadurch maßgeb-

lich zu Gunsten der Antragstellerin geändert haben, dass wenige Wochen vorher 

eine Tochter des Geschäftsführers als weitere Geschäftsführerin bestellt worden ist 

(Eintragung ins Handelsregister am 13.3.2014). Denn die Befugnis des unzuverlässi-

gen Geschäftsführers zur Alleinvertretung der Antragstellerin besteht uneinge-

schränkt weiter, und er hat als Alleingesellschafter ganz entscheidenden Einfluss 

nicht nur auf die Geschäftsführung der Antragstellerin, sondern auch auf die 

Bestellung und Abberufung eines Geschäftsführers.  

 

2. Allerdings setzt die Anordnung der sofortigen Vollziehung des Widerrufs der Gast-

stättenerlaubnis nach § 15 Abs. 2 GastG im Hinblick auf Art. 12 Abs. 1 GG zusätzlich 

zur voraussichtlichen Rechtmäßigkeit dieses Widerrufs als Grundverfügung weiter 

voraus, dass die Fortsetzung der Berufstätigkeit des Erlaubnisinhabers während der 

Dauer des Rechtsstreits konkrete Gefahren für wichtige Gemeinschaftsgüter befürch-

ten lässt (vgl. BVerfG, B.v. 12.8.2003 – 1 BvR 1594/03 – NJW 2003, 3617; BVerfG, 

B.v. 24.10.2003 – 1 BvR 1594/03 – NJW 2003, 3618/3619; BayVGH, B.v. 3.5.2013 – 

22 CS 13.594 – Rn. 27; BayVGH, B.v. 28.4.2014 – 22 CS 14.182 – Rn. 19). Darüber 

hinaus gewährleistet Art. 19 Abs. 4 GG effektiven Rechtsschutz durch die aufschie-

bende Wirkung eines Rechtsbehelfs und einen Anspruch darauf, dass eine hoheit-

liche Maßnahme vor ihrem Vollzug einer gerichtlichen Überprüfung zugeführt wird. 

Die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs ist daher verfassungsrechtlich wie 

einfachgesetzlich nach § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO die Regel und der Sofortvollzug die 

Ausnahme (vgl. BVerfG, B.v. 24.10.2003 – 1 BvR 1594/03 – NJW 2003, 3618/3619 

std. Rspr.; Dietz, GewArch 2014, 225/226 m.w.N.) Die Anordnung des Sofortvollzugs 

kann allerdings ausnahmsweise durch kollidierende Verfassungsgüter wie die Ab-

wehr konkreter Gefahren für wichtige Gemeinschaftsgüter ausnahmsweise gerecht-

fertigt sein. Davon ist angesichts der besonderen Umstände des vorliegenden Falles 

auszugehen.  
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a) Nach dem Beschwerdevorbringen der Antragsgegnerin überwiegt das öffentliche 

Interesse an der Anordnung des Sofortvollzugs das Aufschubinteresse der Antrag-

stellerin, weil auch unter Berücksichtigung der von der Antragstellerin geplanten und 

teils umgesetzten Compliance-Maßnahmen keine positive Prognose für die Dauer 

des Klageverfahrens gestellt werden kann. Vielmehr ist die Gefahr nicht hinreichend 

gemindert, dass es zu weiteren erheblichen Rechtsverstößen des wahrscheinlich 

gaststättenrechtlich unzuverlässigen Geschäftsführers der Antragstellerin bei Weiter-

führung ihres Betriebes kommt.  

 

Dies gilt insbesondere für die Gefahr der Begehung weiterer Steuerdelikte. Die Ge-

fahr erneuter Unregelmäßigkeiten bei Wareneinkauf, Warenwirtschaft und Waren-

absatz, wie sie beim Bierverkauf im Betrieb der Antragstellerin und beim Champag-

nerverkauf im Festzelt eines ebenfalls vom wahrscheinlich gaststättenrechtlich unzu-

verlässigen Geschäftsführer geführten Betriebs absichtlich herbeigeführt worden 

waren, ist für den Betrieb der Antragstellerin nicht von der Hand zu weisen. Ihr 

Geschäftsführer hatte hierzu ein ausgefeiltes System unvollständiger Buchungen, 

unzureichender Erfassungen und verdeckter Kassen in beiden Betrieben eingeführt 

und mit Hilfe ihm vertrauter Beschäftigter über Jahre aufrecht erhalten (vgl. LG 

München I, U.v. 28.3.2014, Behördenakte Bl. 405/415 f., 422). Kraft seiner beherr-

schenden Stellung als Geschäftsführer konnte er diese Manipulationen „von oben 

herab“ systematisch vornehmen, ohne eine interne Aufdeckung oder gar Sanktionie-

rung durch die Antragstellerin fürchten zu müssen. Treibende Kraft und alleiniger 

direkter und indirekter Nutznießer dieser kriminellen Organisation war er selbst. Er 

handelte nicht aus Not oder unter äußerem Druck. Selbst ein gegen Zahlung einer 

Geldauflage von 100.000 Euro eingestelltes Ermittlungsverfahren wegen Steuerstraf-

taten hatte er sich nicht zur Warnung dienen lassen, sondern danach erst recht eine 

sich steigernde kriminelle Energie freigesetzt (vgl. LG München I, U.v. 28.3.2014, 

Behördenakte Bl. 405/434 f.). Dass er von seinem mit Urteil vom 28. März 2014 

geahndeten Tun erst nach der Aufdeckung von außen abließ, ändert naturgemäß 

nichts an der Gefahr der Begehung vergleichbarer Verstöße.  

 

Die äußeren Umstände, unter denen er die erheblichen Steuerstraftaten begangen 

hat, haben sich auch unter Berücksichtigung der von der Antragstellerin angekündig-

ten und bisher nur zum Teil umgesetzten Compliance-Maßnahmen nicht maßgeblich 

geändert.  
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Zwar strebt die Antragstellerin mit den von ihr dargelegten Compliance-Maßnahmen 

eine verstärkte interne und externe Überwachung der Geschäftsführung an (vgl. 

auch LG München I, U.v. 28.3.2014, Behördenakte Bl. 405/434, 438). Allerdings fehlt 

es an einer effektiven Kontrolle durch außenstehende und unabhängige Dritte. Jeder 

interne Kontrolleur wäre Arbeitnehmer der Antragstellerin. Er wäre damit arbeits-

rechtlich und wirtschaftlich abhängig von der Geschäftsführung. Die externe Doku-

mentation der Zwischenstände (Tagesendsummenbon) durch die Steuerberater 

erschwert zwar nachträgliche Manipulationen und erleichtert ihre Entdeckung bei 

widersprüchlichen Buchungen. Aber die Steuerberater sind letztlich auf die von der 

Antragstellerin gelieferten Zahlen angewiesen, erst recht bei handschriftlich und nicht 

automatisiert geführten Bestandslisten, so dass die Gefahr absichtlicher Manipula-

tionen des Wareneingangs und des Warenausgangs von Seiten der Geschäfts-

führung her keineswegs gebannt ist. Dies gilt umso mehr, als der wahrscheinlich 

gaststättenrechtlich unzuverlässige Geschäftsführer selbst treibende Kraft der abge-

urteilten Manipulationen war, die Verfehlungen also genau von der Leitungsebene 

ausgingen, deren Handeln durch Dokumentationen auf der unteren Ebene nur 

unzureichend erfasst werden kann. Ein von der Antragstellerin ins Spiel gebrachter 

„Tax-Compliance-Manager“ ist noch nicht eingesetzt, seine konkreten Aufgaben und 

Befugnisse sind nicht verbindlich festgelegt und seine persönliche und wirtschaftliche 

Unabhängigkeit von der Antragstellerin ist nicht gesichert. Die Bestellung einer 

zweiten alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführerin ändert nichts daran, dass 

der bisherige Geschäftsführer alleinvertretungsberechtigt bleibt und zusätzlich als 

Alleingesellschafter einflussreich bleibt.  

 

Die Aussetzung einer Freiheitsstrafe zur Bewährung ist zwar für die Prognose von 

tatsächlichem Gewicht, für die gewerberechtliche Beurteilung aber nicht bindend (vgl. 

BayVGH, B.v. 15.7.2004 – 22 CS 03.2151 – GewArch 2004, 416 m.w.N.). Für den 

Verwaltungsgerichtshof ist der Eindruck einer nur niedrigen Hemmschwelle bei der 

Begehung von Rechtsverstößen maßgeblich, wie ihn die Antragsgegnerin bezüglich 

des wahrscheinlich gaststättenrechtlich unzuverlässigen Geschäftsführers der 

Antragstellerin dargelegt hat. Hier fallen die weiteren, vom Strafgericht unberücksich-

tigten gaststättenrechtlichen Verstöße ihres Geschäftsführers zusätzlich ins Gewicht. 

Ihre Häufung und Wiederholung (vgl. Bußgeldbescheide vom 15.2.2012 zur Kontrolle 

vom 16./17./18./22./27.9.2011, vom 7.8.2013 zur Kontrolle vom 31.10.2012, Behör-

denakte Bl. 21 ff., 26 ff.) lassen ein nachlässiges Verhältnis zu den für den Betrieb 

einer Gaststätte ebenfalls maßgeblichen Vorschriften, hier lebensmittelrechtlichen 
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Anforderungen im Hinblick auf Hygiene und Sauberkeit, erkennen. Dies wiegt 

insofern schwer, als die menschliche Gesundheit zu den besonders wichtigen 

Gemeinschaftsgütern gehört (vgl. z.B. BayVerfGH, E.v. 5.3.2013 – Vf. 123-VI-11 – 

BayVBl 2013, 463, Rn. 34; BayVGH, B.v. 28.4.2014 – 22 CS 14.182 – Rn. 19), deren 

Schutz die Anforderungen an den Umgang mit und die Lagerung von Lebensmitteln 

dienen. Die Antragsgegnerin hat zudem eine ganze Reihe von weiteren Verstößen in 

der Gaststättenführung der Antragstellerin und ihres Geschäftsführers aufgezeigt 

(vgl. Bescheid vom 23.4.2014, S. 3 f.), die seit der Betriebsübernahme im Jahr 1994 

bis in die Jahre 2012/2013 reichen. Zumindest die jüngeren unter ihnen wecken 

zusätzlich Zweifel, ob der Antragstellerin bzw. ihrem Geschäftsführer die Einsicht in 

die Notwendigkeit solcher Anforderungen oder/und die Fähigkeit fehlt, entsprechend 

zu handeln.  

 

Das Verwaltungsgericht hat zwar zutreffend darauf hingewiesen, dass der wahr-

scheinlich gaststättenrechtlich unzuverlässige Geschäftsführer der Antragstellerin 

unter Druck steht, weil er das laufende gaststättenrechtliche Hauptsacheverfahren 

günstig beeinflussen und zudem die Strafaussetzung zur Bewährung nicht gefährden 

möchte. Dies mag die Wahrscheinlichkeit erneuter Straftaten senken, kann aber 

unter den besonderen Umständen dieses Falls nicht den Ausschlag geben, weil die 

Steuerstraftaten des Geschäftsführers der Antragstellerin so angelegt waren, dass 

sie zu einer außergewöhnlich schweren Schädigung der Allgemeinheit durch Steuer-

ausfälle geführt haben (1,1 Mio. Euro).  

 

Aus diesen Gründen tritt unter den besonderen Umständen dieses Falls auch der 

von Art. 19 Abs. 4 GG gebotene regelmäßige Vorrang der gerichtlichen Überprüfung 

einer hoheitlichen Maßnahme vor ihrem Vollzug gegenüber den überwiegenden 

Allgemeinbelangen ausnahmsweise zurück.  

 

b) Zudem ist für die Abwägung der berührten Interessen zu berücksichtigen, dass 

der durch den sofort vollziehbaren Widerruf der Gaststättenerlaubnis erfolgte Eingriff 

in die von Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit der Antragstellerin für sie nicht 

unausweichlich, sondern durch Abberufung ihres unzuverlässigen Geschäftsführers 

abwendbar ist.  

 

Zwar kommt den betrieblichen und wirtschaftlichen Belangen eines Erlaubnisinha-

bers ein hoher Stellenwert zu, wenn der Sofortvollzug für ihn zu einem vorläufigen 
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Berufsverbot führt und ihm übergangslos die Existenzgrundlage mit möglicherweise 

irreparablen Auswirkungen auf Ansehen, Marktpräsenz und Kundenbeziehungen 

nimmt (vgl. Dietz, GewArch 2014, 225/227 m.w.N. zur Rspr.), wie das Verwaltungs-

gericht zutreffend erkannt hat. Solch weitreichende Folgen sind mit einem Berufs-

verbot aber nicht in jedem Fall zwangsläufig verbunden; insbesondere nicht, wenn – 

wie hier – der Widerruf der Gaststättenerlaubnis rechtlich eine juristische Person trifft, 

aber tatsächlich an die ihr zurechenbare Unzuverlässigkeit einer natürlichen Person 

anknüpft, die auswechselbar ist. Zwar kann sich auch die juristische Person nach 

Art. 19 Abs. 3 GG auf die von Art. 12 Abs. 1 geschützte Berufsfreiheit berufen. Aber 

anders als bei einer natürlichen Person, deren gaststättenrechtliche Unzuverlässig-

keit notwendigerweise aus dem Verhalten des personenidentischen Erlaubnisinha-

bers resultiert, besteht vorliegend eine Personenverschiedenheit zwischen der 

Antragstellerin als GmbH nach § 13 Abs. 1 GmbHG und ihrem Geschäftsführer nach 

§ 6 Abs. 1 GmbHG. Seine Bestellung ist nach dem Sachstand dieses Eilverfahrens 

nach § 38 Abs. 1 GmbHG jederzeit und – wohl sogar im Falle einer satzungsmäßi-

gen Beschränkung auf wichtige Gründe – nach § 38 Abs. 2 Satz 2 GmbHG wegen 

Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung (Beispiele bei Zöllner/Noack in: 

Baumbach/Hueck, GmbHG, 20. Aufl. 2013, § 38 Rn. 3, 12 f.; Kleindiek in: 

Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 18. Aufl. 2012, § 38 Rn. 2, 17) widerruflich. Dass der 

Geschäftsführer hier zugleich Alleingesellschafter der Antragstellerin ist, ändert dar-

an nichts. Soweit die Antragstellerin einwendet, eine Trennung von ihrem unzuver-

lässigen Geschäftsführer sei ihr nicht möglich, verkennt sie die Entscheidungsbefug-

nis ihres Gesellschafters nach § 38 Abs. 1 GmbHG, so dass sich die Antragstellerin 

zur Wiedererlangung ihrer gaststättenrechtlichen Zuverlässigkeit von ihrem unzuver-

lässigen Geschäftsführer trennen und ihn durch eine zuverlässige Person ersetzen 

kann. Diese gesetzlich vorgesehene Möglichkeit hat die Antragsgegnerin der Antrag-

stellerin auch aufgezeigt und ihr dabei sogar eine innerfamiliäre Lösung zugestanden 

(vgl. Einigungsangebot vom 8.4.2014, Behördenakte Bl. 355/356). Es handelt sich 

hier um eine Frage des Wollens, nicht des Könnens. 

 

Dass seine Abberufung ein faktisches Berufsverbot für den Geschäftsführer bedeute, 

wie die Antragstellerin weiter vorbringt, fällt hier nicht ins Gewicht. Zum Einen geht es 

hier um eine Beeinträchtigung der Rechte der Antragstellerin, nicht ihres Dienstver-

tragspartners. Zum Anderen steht ihrem Geschäftsführer die Möglichkeit offen, sei-

nen Lebensunterhalt ohne weiteres aus der Verwaltung eigenen Vermögens (zu sei-
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nen Immobilieneinkünften LG München I, U.v. 28.3.2014, Behördenakte Bl. 405/409, 

436 f.) zu erwirtschaften.  

 

Kosten: § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

Streitwert: § 53 Abs. 2 Nr. 2, § 52 Abs. 1, § 47 Abs. 1 GKG; Nrn. 1.5, 1.7.2 

Satz 2 und 54.1 des Streitwertkatalog 2013 (wie Vorinstanz).  

 

 

 

Dr. Schenk                                       Demling                                          Dr. Dietz 
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